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1. Grundlagen

1. Grundlagen

1.1 Anlaß der Untersuchung und Problementwicklung

"Ein Hauch von Basar weht ab heute durch Deutschland" titelte im

Sommer 2001 eine Tageszeitung2 anläßlich der Abschaffung zweier Geset-

ze, die mit nur wenigen Paragraphen jahrelang Rechtsprechung, Verbrau-

cher und Unternehmer beschäftigt hatten: Das Rabattgesetz (RabattG) von

1933 und die Zugabeverordnung (ZugabeVO) von 1932.

Bisweilen als Relikt dirigistischer Wirtschaftspolitik aus der NS-Zeit

kritisiert3 überlebten heide Gesetze den Krieg und auch den Rest des

20. Jahrhunderts trotz verfassungsrechtlicher Überprüfung4 und immer

wieder auflcommender Kritik in Literatur und Wissenschaft.5

Die Bundesregierung unternahm bereits 1994 einen Versuch, das deut-

sche Wettbewerbsrecht an dieser Stelle zu liberalisieren, scheiterte aber im

Bundesrat.6 Schließlich gab die europäische Rechtsentwicklung einen ent-

scheidenden Anstoß: Das in der E-Commerce-Richtlinie7 verankerte Her-

kunfts1andprinzip legte es nahe, das im europäischen Vergleich relativ

strenge deutsche Rabatt- und Zugabenrecht zu deregulieren, um die deut-

schen Bürger und Unternehmen vor der sog. Inländerdiskriminierung zu

bewahren. Die einfachste Form der Deregulierung war es, heide Gesetze

ersatzlos zu streichen.

Bedenken wurden umgehend geäußert. Von einem Rückschlag für den

Verbraucherschutz war die Rede. Ein "race to the bottom"S würde die

2 Dm WELT vom 25.07.2001, S. 12.

3 Meyer, GRUR 2001, 98, 104.

4 BVerfGE 21, 292.

5 Emmerich, UWG, S. 88; ders., FS Gernhuber, S. 857, 875 ff.; P. Ulmer, FS He-

fermehl, S. 377, 378 ff.; Koenigs, NJW 1961, 1043 f.; Weber, WRP 1991,205,
207; J. Schütz, EuZW 1993,409; Schricker, GRUR Int. 1994,586,590; Heer-
mannlRuess, WRP 2001,883 f.; Sturm, Korsett für die Kleinen, S2 v. 19.05.2000,
S.25.

6 BT-Drucks. 12/6722, 12/7271.

7 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über be-

stimmte Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des
elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt vom 8. Juni 2000.

S Henning-Bodelvig, WRP 2000, 886, 887.
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1. Grundlagen

Schutzstandards in Europa minimieren. Wenigstens für das Zugabenverbot
müsse eine Ersatzregelung in das UWG aufgenommen werden.9

Die Befürworter der Radikallösung verwiesen darauf, daß der Verbrau-
cherschutz durch die Generalklauseln des UWG gewährleistet werde. Die
alten Gesetze stünden jedoch modemen Handelsformen im Internet entge-
gen und verhinderten eindeutig verbraucherfreundliche Konditionen wie
besondere Garantien. Die Bundesregierung versprach, die Entwicklung von
einer Arbeitsgruppe überwachen zu lassen, wissenschaftliche GutachtenlO
einzufordern und den europäischen Harmonisierungsprozeß beim Verbrau-
cherschutz federführend zu begleiten.ll Die europäischen Bestrebungen
führten im Oktober 2001 zu einem Vorschlag der EU-Kommission für eine
EU-Verordnung über Verkaufsförderung im Binnenmarkt, die Anbietern
vor allem bestimmte Informationspflichten bei Verkaufsförderungsaktionen
auferlegt, worunter Rabatte, unentgeltliche Zuwendungen, Zugaben und die
Teilnahmemöglichkeit an einem Preisausschreiben fallen.12 Die Diskussion
um Rabatte und Zugaben setzt sich seitdem auf europäischer Ebene fort,13
so daß mit einem anhaltenden Prozeß zu rechnen ist, an dessen Ende eine
einheitliche europäische Regelung für diese Formen der Wertreklame
steht. 14

Die Diskussion in Deutschland offenbarte aber auch eine gewisse Unsi-
cherheit der wirtschaftspolitischen Akteure. Zugleich sind Fragen zu be-
antworten, ob das Schutzniveau nach der Abschaffung der Gesetze aus-
reicht und ob Wettbewerb und Verbraucher ungewollten Gefährdungen
ausgesetzt sind.

Daß Wettbewerber und Verbraucher durch das allgemeine Wettbewerbs-
recht geschützt werden, ist unbestritten. Zu der Frage, wo fortan die Grenze
zwischen erlaubten und verbotenen Verhaltensweisen verläuft, haben sich
bereits zahlreiche Autoren unter Hinweis auf die bisherige Rechtsprechung
geäußert.15 Die vorliegende Arbeit möchte sich dem Problem mit einem

9 Köhler, BB 2001, 265, 271; Henning-Bodelvig, WRP 2000,886,889.

10 Fezer, WRP 2001, 989; Schricker/Henning-Bodewig, WRP 2001, 1367.

11 Regierungsbegründung, BT -Drucks. 14/5441 14/5594.

12 Va-Entwurf, S. 36 ff.; hierzu bereits Göhre, WRP 2002, 36.

13 Hierzu Wiebe, WRP 2002, 283; Henning-Bodewig, GRUR Int 2002, 389.

14 Für eine Lösung auf europäischer Ebene auch Köhler. BB 2002, Heft 4, Die erste

Seite.
15 Berlit, WRP 2001, 349; Bemeke, WRP 2001, 615; Borck, WRP 2001,1124; Cor-

des, WRP 2001, 867; Dittmer, BB 2001, 1961; Haedicke, CR 2001,788; Hoß,
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1. Grundlagen

interdisziplinären rechts- und wirtschafts wissenschaftlichen Ansatz nähern,
um durch die Berücksichtigung ökonomischer Argumente bei der Rechts-
findung zu wettbewerbsfreundlichen Lösungen zu gelangen.

1.2 Gang der Untersuchung

Zunächst sollen Geschichte und Regelungsgehalt der in Frage stehenden
Gesetze, ihre tatsächliche Bedeutung und ihre (nunmehr) unerwünschten
Folgen sowie der hier gewählte Untersuchungsansatz dargestellt werden

(1.).

Anschließend wird auf Rabatte und Zugaben unter wirtschaftstheoreti-
schen Gesichtspunkten eingegangen und herausgearbeitet, welche Verhal-
tensweisen sich nachteilhaft auf den Wettbewerb und das Wohlstandsni-
veau auswirken (2.).

Die Ergebnisse der wirtschaftlichen Untersuchung werden danach Be-
rücksichtigung bei der juristischen Neubewertung der Materie finden (3.).

Zuletzt wird kurz über Erfahrungen in Österreich mit der Abschaffung
des RabattG berichtet (4.).

Die Untersuchung wird sich auf die Kernfragen beschränken. Deswegen
soll auf allgemeine und teilweise umstrittene Voraussetzungen der Gene-
ralklauseln wie das Wettbewerbsverhältnisl6 oder das Handeln zu Zwecken
des Wettbewerbs nicht vertieft eingegangen werden. Prozessuale Fragen
bleiben ebenso außer Betracht wie die Regelungen für bestimmte Güter, z.
B. für Arzneimittel und Tabakerzeugnisse.

1.3 Geschichte des RabattG und der ZugabeVO

Die ZugabeVO wurde am 9. März 1932 als Notverordnung des Reichs-

präsidenten erlassen, um dem nach der Festigung der Währung und der
Verschfufung des Wettbewerbs Ende der 20er Jahre immer mehr um sich
greifenden Zugabewesen zu begegnen.

MDR 2001,1094; Heennann, WRP 2001,865; ders./Ruess, WRP 2001,883;
HeillDübbers, ZRP 2001, 207; Karenfort/Weißgerber, MMR-Bei1age 7/2000, 38;
Köhler, BB 2001, 265; Meyer, GRUR 2001, 98; Nordemann, NJW 2001,2505;
Steinbeck, ZIP 2001,1741.

16 Kritisch hierzu Baumbach/Hefeffileh1, Ein1 UWG, Rdnr. 214; Köhler/Piper, Einf

UWG, Rdnr. 240; Fezer, WRP 2001, 989, 1019.
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